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Delegierte Verordnung 

O M NIBUS I-P AKET: VEREINFACH UNGEN BEI  D ER GRÜNEN 
TAXO NO M IE  
cepDossier Nr. 4/2025 

 
Delegierte Verordnung der Kommission vom 4.Juli 2025 zur Änderung der Delegierten Verordnung 
(EU) 2021/2178 der Kommission im Hinblick auf die Vereinfachung von Inhalt und Aufmachung der offenzule-

genden Informationen über ökologisch nachhaltige Tätigkeiten sowie der Delegierten Verordnungen 
(EU) 2021/2139 und (EU) 2023/2486 der Kommission im Hinblick auf die Vereinfachung bestimmter technischer 
Prüfkriterien für die Feststellung, ob wirtschaftliche Tätigkeiten die Umweltziele nicht erheblich beeinträchtigen . 

 

Kurzdarstellung 

► Allgemeiner Kontext 

– Seit 2020 ist die Verordnung (EU) 2020/852 über die Einrichtung eines Rahmens zur Erleichterung nachhal-
tiger Investitionen („grüne Taxonomie“) in Kraft. Mit ihr wurde ein einheitliches EU-Klassifizierungssyste m 

für ökologisch nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten etabliert. 
– Laut grüner Taxonomie müssen alle Unternehmen, die nach der Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstat-

tung [(EU) 2022/2464, CSRD] zur Nachhaltigkeitsberichterstattung verpflichtet sind, in ihre Nachhaltigkeits-
berichte auch Angaben dazu aufnehmen, „wie und in welchem Umfang“ die Tätigkeiten des Unternehmens 

mit Wirtschaftstätigkeiten verbunden sind, die nach der Taxonomie „als ökolog isch nachhaltige Wirt-
schaftstätigkeiten“ einzustufen sind (s. Art. 8 der grünen Taxonomie). 

– Am 26. Februar 2025 stellte die Kommission ein sogenanntes Omnibus-Paket zur Nachhaltigkeit vor 
[COM(2025) 80 und COM (2025) 81]. Im Rahmen der beiden Gesetzgebungsvorhaben schlug sie auch einige 

Erleichterungen im Hinblick auf die Berichtspflichten nach Art. 8 der grünen Taxonomie  vor, insbesondere 
eine Befreiung zahlreicher Unternehmen von diesen Pflichten (Details s. Kapitel 2.6 des cepAdhoc zur Nach-
haltigkeitsberichterstattung). 

– Neben den beiden Gesetzgebungsvorschlägen legte die Kommission am 26. Februar 2025 zudem einen 
Entwurf für Anpassungen an drei delegierten Verordnungen vor, welche die Vorgaben der grünen Taxono-
mie konkretisieren. Das sind 
- die Delegierte Verordnung zur Berichterstattung [Disclosures Delegated Act, (EU) 2021/2178], welche die 

Art. 8-Offenlegungspflichten der Unternehmen genauer spezifiziert, 
- die Delegierte Verordnung zu den klimabezogenen Umweltzielen der grünen Taxonomie [Klimataxono-

mie, (EU) 2021/2139], welche die technischen Bewertungskriterien spezifiziert, anhand deren bestimmt 
wird, ob eine Wirtschaftstätigkeit einen wesentlichen Beitrag zum (a) Klimaschutz oder (b) zur Anpassung 

an den Klimawandel leistet, und 
- die Delegierte Verordnung zu den nicht-klimabezogenen Umweltzielen (Umwelttaxonomie , 

(EU) 2023/2486), welche die technischen Bewertungskriterien spezifiziert. anhand deren bestimmt wird, 

ob eine Wirtschaftstätigkeit einen wesentlichen Beitrag zur (a) nachhaltigen Nutzung und zum Schutz von 
Wasser- und Meeresressourcen, (b) zum Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft, (c) zur Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung oder (d) zum Schutz und zur Wiederherstellung der Biodiversi-
tät und der Ökosysteme leistet. 

– Am 4. Juli 2025 hat die Kommission die Anpassungen an den drei delegierten Verordnungen nun offiziell 
angenommen. Dieses cepDossier stellt einige der beschlossenen Änderungen kurz vor. 

► Neue Wesentlichkeitsschwellen 

– Unternehmen, die in den Anwendungsbereich der CSRD fallen, müssen nach der grünen Taxonomie Anga-
ben dazu machen, „wie und in welchem Umfang“ die Tätigkeiten des Unternehmens mit ökologisch nach-
haltigen Wirtschaftstätigkeiten verbunden sind [s. Art. 8 der grünen Taxonomie]. Der Disclosures Delegated 
Act hat diese Anforderung in quantitative Leistungsindikatoren (KPIs) übersetzt, welche von Nichtfinanz - 

und Finanzunternehmen jährlich in den Lageberichten der jeweiligen Unternehmen zu veröffentlichen sind. 
Nichtfinanzunternehmen 
– Für die Zwecke dieser Berichtsanforderung sollen Nichtfinanzunternehmen künftig im Hinblick auf den 

[neuer Art. 2 Abs. 1a und 1b Del. VO (EU) 2021/2178] 

– Umsatz-KPI („Turnover-KPI“) davon absehen können, zu bewerten, ob einige ihrer Tätigkeiten „taxono-
miefähig“ oder „taxonomiekonform“ sind, sofern die mit den Tätigkeiten erzielten kumulierten Umsatz-
erlöse weniger als 10% der Gesamtumsatzerlöse ausmachen; 
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– Investitionsausgaben-KPI (CapEx-KPI) davon absehen können, zu bewerten, ob einige ihrer Tätigkeiten 
„taxonomiefähig“ oder „taxonomiekonform“ sind, sofern die mit den Tätigkeiten verbundenen kumulier-
ten Investitionsausgaben weniger als 10% der Gesamtinvestitionsausgaben des Unternehmens ausma-
chen. 

– Im Hinblick auf den Betriebsausgaben-KPI (OpEx-KPI) sollen Nichtfinanzunternehmen künftig davon abse-
hen können – bezüglich all ihrer Tätigkeiten – zu bewerten, ob diese „taxonomiefähig“ oder „taxonomie-
konform“ sind, sofern Betriebsausgaben per se für ihr Geschäftsmodell nicht-wesentlich sind. Sie müssen 

dann jedoch offenlegen [neuer Art. 2 Abs. 1c Abs. 1 Del. VO (EU) 2021/2178] 
– die Gründe für die Nicht-Wesentlichkeit, und 
– den Gesamtwert der Betriebsausgaben des Unternehmens. 
Sind Betriebsausgaben „prinzipiell“ wesentlich, sollen Nichtfinanzunternehmen  künftig von einer Bewer-

tung absehen können, sofern die mit den Tätigkeiten verbundenen kumulierten Betriebsausgaben weniger 
als 10% der Gesamtbetriebsausgaben des Unternehmens ausmachen [neuer Art. 2 Abs. 1c Abs. 2 Del. VO 
(EU) 2021/2178]. 

– Nichtfinanzunternehmen müssen die Umsatzerlöse, Investitions- und Betriebsausgaben aus unwesentli-

chen wirtschaftlichen Tätigkeiten separat als „nicht-wesentliche“ Umsatzerlöse, Investitions- und Betriebs-
ausgaben ausweisen [neuer Art. 2 Abs. 1d Del. VO (EU) 2021/2178]. 

Finanzunternehmen 

– Im Hinblick auf die KPIs, die Finanzunternehmen melden müssen, sollen ähnliche Vorgaben zur Wesentlich-

keit greifen. Sie können von einer Bewertung der Taxonomiefähigkeit oder -konformität ihrer finanziellen 
Vermögenswerte, deren Erlösverwendung bekannt ist, absehen, wenn der kumulierte Wert dieser Vermö-
gensverwerte weniger als 10 % der gesamten Vermögenswerte ausmacht. Sie müssen über diese nicht-

wesentlichen Vermögenswerte separat berichten und sie als solche ausweisen. Die Flexibilität gilt jedoch 
nicht für finanzielle Vermögenswerte, deren Erlösverwendung nicht bekannt ist. Dazu zählen etwa „general 
purpose loans“ oder Investitionen in Eigenkapital. [neuer Art. 3 Abs. 1a, neuer Art. 4 Abs. 1a-1f, neuer Art. 5 
Abs. 1a und 1b, neuer Art. 6 Abs. 1a und 1b Del. VO (EU) 2021/2178] 

► Übergangsregeln für Finanzunternehmen 

– Finanzunternehmen können von zahlreichen in der Delegierten Verordnung über die Offenlegung vorge-
schriebenen Offenlegungen bis Ende 2027 absehen. Entscheiden Sie sich dafür, müssen sie in ihren Lage-

berichten eine Erklärung abgeben. Darin müssen sie erklären, dass sie nicht behaupten, dass ihre Tätigkei-
ten mit ökologisch nachhaltigen Tätigkeiten im Sinne der Taxonomieverordnung verbunden sind  [neuer 
Art. 7 Abs. 9 Del. VO (EU) 2021/2178.  

– Bisher gilt, dass bestimmte Finanzunternehmen, insbesondere Banken, die einschlägigen KPIs für das Han-

delsbuch (Trading Book KPI) und zu Gebühren und Provisionen (Fees and Commissions KPI) ab dem 1.  Ja-
nuar 2026 bereitstellen müssen [Art. 10 Abs. 5 Del. VO (EU) 2021/2178]. Nun sollen die beiden KPI erst zum 

1. Januar 2028 bereitgestellt werden müssen [geänderter Art. 10 Abs. 5 Del. VO (EU) 2021/2178]. 

► Für alle Finanzunternehmen relevante KPIs 

– Bisher werden Derivate nicht in den Nenner der wichtigsten Leistungsindikatoren von Finanzunternehmen 
einbezogen [Art. 7 Abs. 2 Del. VO (EU) 2021/2178]. Künftig werden zusätzlich auch Barmittel und Barmit-
teläquivalente, Interbankenkredite auf Abruf, der Geschäfts- bzw. Firmenwert und Waren nicht einbezo-

gen, da sie nicht als solche nach den Kriterien der Taxonomie bewertet werden können  [geänderter Art. 7 
Abs. 2 Del. VO (EU) 2021/2178]. 

– Bisher dürfen Finanzunternehmen Risikopositionen gegenüber Unternehmen, die nicht der Pflicht zur 
Nachhaltigkeitsberichterstattung nach CSRD auf individueller oder konsolidierter Ebene unterliegen, nicht 

in den Nenner der wichtigsten KPIs von Finanzunternehmen einbeziehen [Art. 7 Abs. 3 Del. VO 
(EU) 2021/2178]. Künftig gilt dies auch für Risikopositionen gegenüber Unternehmen, deren Muttergesell-
schaft nicht der Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung unterliegt. [geänderter Art. 7 Abs. 3 Del. VO 
(EU) 2021/2178]. Einschlägig wird zudem künftig der neue Geltungsbereich der CSRD sein, auf den sich das 

Europäische Parlament und der Rat bei ihren Verhandlungen zum Omnibus 1 -Paket und der dabei angesto-
ßenen Überarbeitung der CSRD (COM(2025)81, s. cepAdhoc) einigen. 

– Die vorstehende Ausnahme gilt nicht für Risikopositionen gegenüber Zweckgesellschaften, sofern diese 

Zweckgesellschaften Unternehmen finanzieren, die der Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung unter-
liegen, oder deren Vermögenswerte. Solche Risikopositionen müssen in den Nenner der KPI von Finanzun-
ternehmen einbezogen werden. [geänderter Art. 7 Abs. 3 UAbs. 2, Del. VO (EU) 2021/2178]  

– Finanzunternehmen haben zudem die Möglichkeit, Risikopositionen gegenüber Unternehmen, die von der 

Pflicht zur Nachhaltigkeitsberichterstattung nach CSRD befreit sind, dennoch in den Nenner aufzunehmen, 
wenn [geänderter Art. 7 Abs. 3 UAbs. 3, Del. VO (EU) 2021/2178] 
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– die befreiten Unternehmen die Taxonomie-KPIs auf freiwilliger Basis offenlegen, oder 
– die Risikopositionen gegenüber Unternehmen betreffen, deren Erlösverwendung bekannt ist. 

► Anpassung der Meldebögen 
– Die in zahlreichen Anhängen der delegierten Verordnung (EU) 2021/2178 ausgeführten Meldebögen sollen 

substanziell gekürzt und vereinfacht werden [Anhänge der Del. VO (EU) 2021/2178]. So sollen bspw. die 
spezifischen Vorlagen für die Berichterstattung die Exposition gegenüber fossilen Gasen und nuklearen Tä-

tigkeiten gestrichen werden. Bestimmte Elemente dieser Vorlagen sollen in die allgemeinen Berichtsvorla-
gen für Finanzunternehmen integriert werden. [geänderter Art. 8 Abs. 6, 7 und 8 sowie Anhänge der 
Del. VO (EU) 2021/2178]. 

– Die Kommission rechnet durch die Anpassung der Meldebögen für Nichtfinanzunternehmen – in Bezug auf 

eine taxonomiefähige Wirtschaftstätigkeit - mit einer Reduktion der zu berichtenden Datenpunkte um 64% 
(von 78 auf 28 Datenpunkte) und bei Banken um 89%. Bei anderen Finanzunternehmen soll die Reduktion 
ähnlich hoch ausfallen [s. S. 6 der vorgelegten Del. VO]. 

► Anpassung von bestimmten DNSH-Kriterien 
– Um als ökologisch nachhaltig zu gelten, muss eine Wirtschaftstätigkeit nach der grünen Taxonomie nicht 

nur einen wesentlichen Beitrag zu einem oder mehreren Umweltzielen leisten, sondern darf auch keinem 
dieser Ziele einen erheblichen Schaden („do no significant harm“, DNSH) zufügen (s. Art. 3 der grünen Ta-

xonomie. 
– Zur Reduzierung der Komplexität bei der Rechtsanwendung werden bestimmte DNSH-Kriterien, mit denen 

Unternehmen feststellen müssen, ob eine Wirtschaftstätigkeit die Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung durch die Verwendung und das Vorhandense in von Chemikalien nicht wesentlich be-

einträchtigt, präzisiert [Anhang I und II Del. VO (EU) 2021/2139, Anhang I, II und IV Del. VO (EU) 2023/2486]. 
► Inkrafttreten der Neuregelungen 

– Die Kommission hat die Neuregelungen am 4. Juli 2025 angenommen. Nach der Annahme haben der Rat 

und das Europäische Parlament nun maximal sechs Monate Zeit, um gegen die angepassten delegierten 
Verordnung Einwände zu erheben. Erheben sie keine Einwände, gelten die Neuregelungen ab dem 1. Ja-
nuar 2026. Sie finden damit erstmals für die Berichterstattung im Jahr 2026 für das Geschäftsjahr 2025 
Anwendung. Die berichtspflichtigen Unternehmen haben jedoch die Möglichkeit, für die Berichterstattung 

im Jahr 2026 für das Geschäftsjahr 2025 noch die Regelungen anzuwenden, die derzeit noch gelten. [Art. 4 
der vorgelegten Del. VO] 

► Künftige Überarbeitung der drei Del. VO 

– Die Kommission will zu einem späteren Zeitpunkt [s. S.4 der vorgelegten Del. VO] 
– den Disclosure Delegated Act noch grundlegend überarbeiten, wobei weitere Änderungen am bestehen-

den Berichtsrahmen vorgenommen werden sollen; im Fokus soll dabei auch die Green Asset Ratio (GAR) 
stehen, 

– die in der Umwelt- und der Klimataxonomie festgelegten technischen Bewertungskriterien überprüfen; 
im Fokus soll dabei eine erleichterte Anwendung der DNSH-Kriterien stehen. 
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